Amts Blatt 


0. 9. Marienwerder, den 28ſten Februar 1844. 
— mm . . een 


1. Nachdem die zum Zoll» und Handels⸗Vereine verbundenen Regierungen 
übereingekommen ſind, ſich gegenſeitig zu unterſtützen, damit von Zeit zu Zeit Elek 
liche Ausſtellungen für die Induſtrie⸗Erzeugniſſe des geſammten Vereins zu Stande 
kommen, haben des Königs Majeſtät zu genehmigen geruht, daß in dem gegen⸗ 
wärligen Jahre hier in Berlin eine ſolche Ausſtellung für die Induſtrie-Erzeugniſſe 
des geſammten Zoll- und Handels⸗Vereins veranſtaltet werde. / 

Indem ich dies hierdurch mit dem Wunſche zur öffentlichen Kenntniß bringe, 
daß dieſe Ausſtellung allerſeits eine erfreuliche rege Theilnahme finden möge, mache 
ich zugleich im Nachſtehenden die Beſtimmungen bekannt welche für dieſelbe, vorbe⸗ 
haltlich des weiteren Benehmens mit den Vereins-Regierungen in Betreff der aus 
ihren Gebieten zu gewärtigenden Sendungen, Allerhöchſten Ortes feſtgeſetzt worden 
find: 

L Die Ausſtellung findet in Berlin vom 15ten Auguſt 1844 an acht Wochen 
hindurch ſtatt; die Einſendung der dazu beſtimmten Gegenſtände muß ſpäte⸗ 
ſtens bis zum 22ſten Juli 1844 erfolgen. 

2. Zu dieſer Ausſtellung wird, mit Ausnahme der Werke der ſchoͤnen Künfte, 
jedes im Gebiete des Zoll⸗ und Handels-Vereins dargeſtellte Induſtrie⸗ 
Erzeugniß, auch das groͤbſte, zugelaſſen, wenn deſſen Gebrauch allgemein 
verbreitet und daſſelbe im Verhältniß zum Preife gut gearbeitet iſt. Neben 
den gewöhnlichen marktgängigen Waaren, wie ſie in größeren Quantitäten 
geliefert und in den Handel gebracht werden, ſind jedoch auch Gegenſtände 
des Luxus, ſo wie ſolche Fabrikate, welche wegen der darauf verwendeten 
beſonderen Sorgfalt und Kunſtfertigkeit und wegen der hierdurch bedingten 
Preis⸗Erhöhung ſich nicht zum gemeinen Gebrauche eignen, ſondern in das 
Kunſtgebiet einſchlagen, keineswegs ausgeſchloſſen. 
Die inländiſchen Gewerbtreibenden, welche Gegenſtände für die Ausſtellung 
einſenden wollen, mit Ausnahme der in Berlin wohnhaften (f. Nro- SS 
haben ſich reſpective bei der landräthlichen Behörde ihres Bohn: Ga, 
Fabrik⸗ Ortes, oder bei der ſonſtigen, daſelbſt die Gewerbe- Polizei ri S 
zenden Behörde zu melden, und gleichzeitig derſelben die nöthigen Na Lë 
t die von ihr aufzuſtellenden Nachweiſungen mitzutheilen. ieſe 
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Nachweiſungen, welche von der gedachten Behörde der betreffenden Könige 
lichen Regierung einzureichen und mit’ laufender Nummer zu verſehen find, 
müſſen nicht nur die einzelnen angemeldeten Artikel, nebſt deren Benennung 
und Bezeichnung, fo wie den Namen und den Wohn: oder Fabrik⸗Ort 
des Verfertigers enthalten, ſondern auch den gewöhnlichen unzweifelhaften 
Verkaufspreis, wofür der Artikel in größeren Quantitäten beim Abſatz aus 
erſter Hand geliefert werden kann, angeben, und zugleich über die Ausdeh⸗ 
nung des Gewerbes, die darin beſchäftigte Arbeiterzahl, To wie den Urs 
ſprung und Preis des rohen Materials oder des verarbeiteten Halb: Far 
brikates nähere Auskunft geben. 

Die Königliche Regierung ernennt Behufs der Prüfung, ob die angemelde⸗ 
ten Gegenſtände von der Beſchaffenheit ſind, daß ſie ſich für die Ausſtellung 
eignen, eine Kommiſſion, welche insbeſondere auch, jedoch ohne peinliche 
Nachforſchungen, auf die Preis: Angaben ihr Augenmerk zu richten hat, 
damit nicht durch ungeprüfte einſeitige Angaben Einzelne ſich ein Verdienſt 
der Wohlfeilheit ihrer Waaren anzueignen ſuchen, welches in der Wirklich⸗ 
keit nicht vorhanden iſt. Die Kommiſſion beſteht aus dem die Gewerbes 
Angelegenheiten bearbeitenden Mitgliede der Königlichen Regierung, als Vor⸗ 
ſitzenden, und aus ſechs Gewerbetreibenden, bei deren Auswahl, ſoweit thun- 
lich, dahin zu ſehen iſt, daß für jeden der Haupt⸗Fabrikations⸗Zweige des 
Bezirkes ein Sachverſtändiger Theil nehme. 

Nach vorgängiger Prüfung durch die Kommiſſion entſcheidet die Königliche 
Regierung, welche Gegenſtände zur Ausſtellung zuzulaſſen find, wobei zus 
gleich darauf zu ſehen iſt, daß ſolche Gegenſtände, welche durch ihr großes 
Gewicht oder Volumen wegen Beträchtlichkeit der Entfernung in Vergleich 
mit dem Intereſſe, das ſie gewähren, unverhältnißmäßige Transportkoſten 
veranlaſſen würden, ausgeſchloſſen bleiben, es ſei denn, daß ein Erſatz der 
Transportkoſten (ſ. Nro. 10.) dafür überhaupt nicht in Anſpruch genommen 
wird. Von den ihrerſeits zur Ausſtellung geeignet befundenen Gegenſtän⸗ 
den, hat die Königliche Regierung nach Anleitung der ihr zugegangenen, 
nöthigenfalls zu vervollſtändigenden Materialien (Fro. 3.) ein Verzeichniß 
aufzuſtellen, welches, mit ihrem Gutachten begleitet, der unten (Nro. 6.) ges 
dachten Kommiſſion zu überſenden iſt. Gleichzeitig iſt denjenigen, von de⸗ 
nen jene Gegenſtände angemeldet ſind, Behufs der Einſendung an eben 
dieſe Kommiſſion (Nro. 6.) Nachricht zu geben. 

Für die Empfangnahme und Aufſtellung der einzuſendenden Gegenſtaͤnde, 
ſo wie für die Beſorgung der ſonſtigen die Ausſtellung betreffenden Ge⸗ 
ſchäfte wird unter dem Vorſitze eines Miniſterial⸗Kommiſſarius hier in 
Berlin eine beſondere Kummiſſion beſtellt, über deren Einſetzung die weitere 
Bekanntmachung vorbehalten bleibt. Dieſe Kommiſſion hat zugleich in An⸗ * 
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febung derjenigen Gegenſtände, welche die in ene — 205 
treibenden zur Ausſtellung bringen wollen, die Prüfung SCH unmittelbar 
ſo wie die Sammlung der Materialien (nach Nro. 3 bis 5. 
vorzunehmen. er 
Die Einſendung der zur Ausſtellung beſtimmten Gegenſtände Si Bac 
dem oben (Fro. I.) beſtimmten Termine an die eben Dur 1 2 5 
„Kommiſſſon für die Gewerbe-Ausſtellung in Berlin“ 1 éi 
Eämmttidbe ausgeſtellte Gegenſtände werden für die Dauer der u 1 0 
von der Kommiſſion (Nro. 6.) gegen Feuers⸗Gefahr verſichert, ü Ze k 
jorgfältig beaufſichtigt und vor Beſchädigungen bewahrt. Sollten SCH 
dennoch Beſchädigungen oder Verluſte vorkommen, ſo wird dafür keine e 
ſatz⸗ Verbindlichkeit übernommen, während es den Einſendern freigeſte 
bleibt, nicht nur die Aufſtellung der von ihnen gelieferten Gegenſtände felbft 
oder durch einen der Kommiſſion namhaft gemachten Bevollmächtigten zu 
beſorgen, ſondern auch während des Beſuches der Ausſtellung über dieſelben 
noch beſondere Auſſicht zu halten. 
Vor Beendigung der Ausſtellung kann kein Gegenſtand aus derſelben zu⸗ 
rückgenommen werden. Auswärtige Einſender haben, wo möglich, der Kom⸗ 
miſſion einen hier anweſenden Bevollmächtigten zu bezeichnen, an welchen 
die von ihnen eingeſendeken Gegenſtände nach Beendigung der Ausſtellung 
abzuliefern ſind; denjenigen, welche in dieſer Hinſicht keine Beſtimmung ge⸗ 
troffen haben, werden dieſelben auf ihre Gefahr und Rechnung reſpective 
durch die Poſt oder durch Spedition nach dem angegebenen Wohn- oder 
Fabrik Orte zurückgeſendet. Eben fo ift, falls der Verkauf der eingeſendeten 
Gegenſtände beabſichtigt wird, derjenige, an welchen die Kaufluſtigen zu ver⸗ 
weiſen und die Gegenſtände abzuliefern ſind, der Kommiſſion namhaft zu 
machen, da dieſe ſich mit dem Verkaufe ſelbſt nicht befaſſen kann. 
Für den Beſuch der Ausſtellung wird ein, ſeiner Zeit zu beſtimmendes Ein⸗ 
trittsgeld erhoben; die Einſender von Gegenſtänden für dieſelbe, reſpective be: 
ren Bevollmächtigte (Fro. 8.) haben jedoch freien Eintritt. Aus dem Fonds, 
welcher aus dem Eintrittsgelde und dem Verkaufe der Kataloge aufkommt, 
werden zunächſt die mit der Ausſtellung verbundenen Koſten, einſchkeößlich der 
Verſicherung gegen Feuersgefahr (Nro. 8.) beſtritten. Der demnächſt etwa 
verbleibende Ueberſchuß wird dazu verwendet, um, ſo weit er reicht, für a 
von auswärts eingeſandten in⸗ und ausländiſchen Sendungen ohne ai Di 
ſchied, mit Ausnahme derjenigen, für deren Transport nach N 1 5 

ergütung überhaupt nicht zu gewähren iſt, die Transportkoſten, Wi ee N 
nach Verhältniß der nachgewieſenen Koſtenbeträge, zu erſetzen; bebe 
hufe müſſen aber dieſe Koſtenbeträge ſpaͤteſtens bis zum Iften 


1843 bel der Konmiſſton Ire. 6 liquidirt werden. Wie ferne die auf 
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obige Weiſe nicht gedeckten Transportkoſten für dergleichen Sendungen den 
inländiſchen Gewerbtreibenden aus öffentlichen Fonds zu erſtatten ſeien, bleibt 
der weiteren Beſtimmung vorbehalten. Eine Vergütung für den Transport 
derjenigen Gegenſtände, welche von den in Berlin wohnhaften Gewerbtrei⸗ 
benden zur Ausſtellung gebracht werden, findet nicht Statt. 

Berlin, den 10ten Februar 1844. 


Der Finanz- Minifter. 
(gez.) von Bodelschwingh. 


N. Nachdem durch den Allerhöchſten Landtags- Abſchied für die Provinz Preu⸗ 
ßen vom 30ſten Dezember v. J. sub II. Nro. 3. die Stadtgemeinden, und die Pri⸗ 
vatgerichtsherren von Tragung der Koſten der Strafvollſtreckung in den Zuchthäu⸗ 
ſern entbunden worden ſind, bringen wir zur öffentlichen Kenntniß, daß in Folge 
einer Beſtimmung des Königl. Minifterii des Innern die Direktion der Zwangs⸗ 
Anſtalten angewieſen iſt, die als Beiträge zu dieſen Koſten bisher erhobenen Re⸗ 
ceptions- und Verpflegungs⸗Gelder für die der Strafanſtalt zu Graudenz überwie⸗ 
ſenen Verbrecher von jetzt ab nicht weiter einzuziehen. 

Marienwerder, den 18ten Februar 1844. 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Ill. Mit der heutigen Nummer des Amtsblatts wird der auf den Sten 
Provinzial = Landtag der Preußiſchen N rovinzial: Stände unterm 30ſten Dezember pr. 
Allergnadigſt ertheilte Landtags: Abfchied als beſondere Beilage ausgegeben und das 
Publikum hierdurch darauf hingewieſen. e 

Marienwerder, den 20ſten Februar 1844. 
Königlich Preuß iſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


IV. Auch im Jahre 1813 haben in unſerm Departement mehrere bäuerliche 
Eigenthümer (vormalige Immediat-Einſaßen, welchen zufolge der beſtehenden Ge⸗ 
ſetzgebung das Eigen thum ihrer Höfe verliehen ift;, und zwar namentlich in den 
Dörfern Roſenfelde, Amts Dt. Crone, Kamiontken, Niedeczehren, Gr. Krebs und 
Garaferdorf, Amts Marienwerder, Halbdorf, Amts Neuenburg, Gr. Ballowken, 
Rybno, Summiu, Mroczuo und Ruminica, Amts Neumack, Neuhoff, Amts Web, 
den, Laskowitz, Conradswalde und Guhringen, Amts Rieſenburg, Lubiewo, Prze⸗ 
chowo und Suchau, Amts met, Grzywna, Amts Thorn, Wittkau, Amts Vands⸗ 
burg, Polniſch Brzozir und Janowko, Amts Lautenburg, und Lubnia, Amts Frie⸗ 
drichßbruch, — die Aufhebung der Gemeinheit vorzugsweiſe durch Abbaue befoͤr⸗ 
dert und deshalb mit Genehmigung Eines hohen Miniſterli des Königl. Hauſes, 
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? e Ne iß eine Untere 
General- Verwaltung für Domalgen und Forſten, Ce Anerkenntniß 
ſtützung in baarem Gelde zum Ausbau ausgezahlt erhalten. derung zur zahlreichen 

Indem wir dieſes mit dem Wunſche und der ant wie zugleich auf die 
Nachfolge hierdurch zur öffentlichen Kenntniß bringen, ma r Gemefaheſten aufmerk⸗ 
mwohlthätigen Folgen der hiernach bewirkten Aufhebung er Grundstücke und ins⸗ 
ſam, welche letztere einer verbeſſerten Bewirthſchaftung der 5 hinderlich ſind. 
beſondere der Einführung einer vortheilhaften Fruchtfolge durchau 

Marienwerder, den 7ten Februar ne M 
"` Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung far direkte Steuern, Domainen und Forſten. 

Der nach dem diesjährigen Kalender ⸗Verzeichniß am Com a 
Palmfonntag den iſten April c. in Gr. Gartz, hieſigen Kreiſes, angeſetzte? Es 
markt d auf den Antrag der Gemeine aufgehoben, und wird daher ſo wenig 
dieſem Tage, als ferner dort abgehalten werden. 

Marienwerder, den Alten Februar 1844. 


Königlich Preußliſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Vl. Der Kaufmann K. S. Litten zu Jaſtrow iſt als Agent der Feuer: Wer- 
ſicherungs⸗ Geſellſchaft Borussia zu Königsberg beſtätiget worden. 

arienwerder, den loten Februar 1844. 

Königlich Preußiſche Regierung. 


un. Unter den Wesvohnern der hieſigen Stadt und Umgegend haben ſich 

b ngegend haben 
vor kurzer Zeit mehrfache Gerüchte von Raubanfällen verbreitet, ache in der Nähe 
der Stadt und namentlich auf der Straße des unmittelbar mit der Stadt grenzen⸗ 
e 7 Marienfelde (der Chauſſee) zur Abendzeit an einzelnen Perſonen verübt 
ein ſollen. ö 


Die Bezirks ⸗ und Lokal ⸗Polizei⸗Behorden bh 
gründlich nachgeforſcht, und ermittelt, daß 
dachten Orten ungebührlich angehalten. worden, dieſe Anfälle jedoch keinesweges von 
gefährlichen Angriffen begleiter geweſen find, meiſtens vielmehr nur Raufereien und 
deswillige Belästigungen zur Abſicht gehabt haben. Die Thäter find ermittelt und 
betreffenden Gerichte zur Unterſuchung und Beſtrafung übergeben. fen 
Indem wir dies zur Beruhigung des Publikums bekannt machen, 50 
Gensd leich, daß ſeitdem eine verſchaͤrfte Beaufſichtigung der erwähnten Orte 
armen und Polizei⸗Unterbedienten angeordnet worden iſt. 
2 arienwerder, den 17ten Februar 1844. 


Tata Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Abtheilung des Innern. 


aben dieſen Gerüchten ſogleich 
wirklich einzelne Perſonen an den ger 
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VIII. Von den Aktien: Gefelfchaften zur Erbauung von Chaſſeen in der Rich⸗ 
tung von Graudenz nach Altfelde und von Graudenz nach Strasburg, wird bereits 
mit Ausführung der übernommenen Bauten begonnen. 0 

Es hat ſich hierbei das Bedürfniß gezeigt, hinſichts der Ausübung der den 
Unternehmern von Chauſſeebauten zuſtehenden Befugniß: das erforderliche Material 
von den benachbarten Grundſtücken zu entnehmen, die erforderlichen Beſtimmungen 
zu treffen, um eben ſowohl die ungeſtörte Fortſetzung jener gemeinnützigen Bauten, 
als auch die betheiligten Grundbeſitzer ver einer Gefährdung ihrer Eigenthumsrechte 
ſicher zu ſtellen. & 

Demgemäß wird nachſtehendes Regulativ zur allgemeinen Beachtung bekannt 
gemacht: 

1. Zunächſt wird bemerkt, daß nach der Allerhöchſten Kabinetsorder vom Ilten 
Juni 1825 (Sefegfammlung S. 152.) Feldſteine, Sand und Kies zum 
Chauſſeebau außer dem Erfuß des an dem Lande etwa verurſachten Scha⸗ 
dens, von jedem Grundeigenthümer in der Regel unentgeltlich über— 
laſſen werden müſſen, und daß den Grundeigenthüͤmern nur dann noch eine 
befondere Vergütung zugeſtanden werden ſoll, wenn dieſelben glaubhaft 
nachweiſen können, daß fie dergleichen Materialien zu eignen Bauten ſelbſt. 
bedürfen, oder daß ſie ſolche vor dem beabſichtigten Bau der Chauſſee 
während ſeiner Beſitzzeit anderweitig ſchon an Ort und Stelle verkauft ha⸗ 
ben, in welchem letztern Falle denfetben der nachgewieſene Verkaufspreis 
ebenfalls zu. vergüten iſt. 

Die Verabfolgung der Materialien darf indeſſen, den Fall des eigenen 
Bedarfs zum Bau ausgenommen, wegen Führung dieſes Nachweiſes, nie⸗ 
mals verzögert werden. 

2. Von dieſer den Unternehmern von Chauſſeebauten geſetzlich zuſtehenden Be: 
fugniß dürfen dieſelben jedoch nicht eigenmächtig Gebrauch machen, ſondern 
ſie ſind verbunden, dem Kreislandrathe unter Bezeichnung der Grundſtücke, 
von denen ſie die beſtimmt anzugebenden Materialien zu entnehmen beabſich⸗ 
tigen, vorher Anzeige zu leiſten und feine Vermittelung dazu nachzuſuchen. 

3. Sobald ein ſolches Geſuch eingegangen iſt, hat der Landrath die betheiligten 
Grundbeſitzer davon unverzüglich und mit der Anweiſung in Kenntniß zu 
ſetzen: das Auſſuchen und Abfahren der gewünſchten Materialien zu geſtat⸗ 

1 ten. Es iſt damit zugleich aber die Aufforderung zu verbinden, etwanige 
Einwendungen binnen ſpäteſtens 3 Tagen nach dem Empfang dieſer Nach⸗ 
richt anzumelden und zu begründen, widrigenfalls auf weitere Widerſprüche 
keine Rückſicht genommen werden würde. 

4. Geht eine derartige Reklamation binnen obiger Friſt gar nicht ein, oder iſt 
dieſelbe nicht in der weiter unten beſtimmten Art begründet, ſo ertheilt der 
Kreislandrath, ohne den mindeſten Zeitverluſt, dem mit der Leitung des 
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Baues beauftragten Bevollmächtigten oder Engelen EEN 

Autorifation zur Entnehmung der gewünſchten Materialie di ene 

wie in allen übrigen Fällen haben die Bau⸗ Unternehmer die, e 
toriſation demjenigen Arbeiter oder Aufſeher, unter SC uzuſtellen 

Sammlung der Materialien geſchehen ſoll, zu ſeiner Legitima Zi ads 

dad dieſer hat ſich damit vor dem Beginne der Arbeit bei dem 

ſitzer zu melden. 


Glaubt ein Grundbeſitzer Widerſprüche erheben zu können, was 5 wi 
aus einem der beiden obigen Gründe zuläßig iſt, fo hat er dieſelben 5 
der angegebenen Friſt anzuzeigen, und wenn ſie berückſichtigt werden ſollen, 
zugleich beſtimmt anzugeben: e 


a. entweder welche Gebäude er zu errichten beabſichtigt, in welcher Bauart, 
zu welcher Zeit und wo dieſelben aufgeführt werden ſollen, ob und welche 
dorbercitungen dazu ſchon getroffen ſind, und welche Quantitäten von 


0 Ran wen, zu welcher Zeit und zu welchen. Preiſe die ge⸗ 
wünſchten Materialien verkauft worden ſind? in welchem letztern Falle 


a mob er den ange ebenen Kaufpreis entrichten 
will? Sobald dieſe Erklärung eingeht, iſt die öh 4. e Autoriſation 
auszufertigen, dabei zugleich aber auch den Bauunternehmern binnen einer 
angemeſſenen aber kurzen Friſt die wirkliche Berichtigung des Kaufpreiſes 
aufzugeben, und zwar nach ihrer Wahl 


"Ben, zum gerichtlichen Depoſitum unter Vorbehalt ihrer Rechte. Sollte 
die Zahlung unterbleiben, ſo iſt der Kreislandrath befugt und verpflichtet, 
dieſelbe durch Zwangsmaaßregeln herbeizuführen. e 

Wird dagegen die Hergabe des beanſpruchten Materials unter dem Vorge⸗ 
ben des eignen Bedarfs verweigert, fo hat der Landrati) ſofort an Ort und 
Stelle zu prüfen: ob und in wie weit der behauptete Bedarf anzuerkennen 


lei, insbeſondere auch zu unterſuchen: ob der ſämmtliche Vorrath an Mas 


terial dazu erforderlich oder vielmehr davon nach Befriedigung des — 5 
Te füglich noch am Chauſſcebaue übrig bleibt; ob namentlich ` Ze 
welche ſich nicht zu Gebäuden, wohl aber zum Straßenbau ei 0 
den find, und daher ohne Beeinträchtigung des eignen „Baubet n können, 
ben, oder oh ſie doch vielleicht aus Gegenden zatnommen werde 
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deren Entfernung oder Lage die wirkliche Verwendung zu den eignen Bau⸗ 
ten des Grundbeſitzers unwahrſcheinlich macht? 

Wenn der Kreislandrath hiebei aus dem einzunehmenden Augenſchelne keine 
genügende Ueberzeugung gewinnen ſollte, ſo hat derſelbe ſogleich eine nähere 
Unterſuchung durch Bau⸗ oder ſonſt geeignete Sachverſtändige zu veran⸗ 
laſſen und denſelben die Fragen, worüber ſie ihr Gutachten abgeben ſollen, 
beſtimmt vorzulegen. 

Es iſt demnächſt von ihm über die Statthaftigkeit des erhobenen Einwandes 
unverzüglich Entſcheidung zu treffen und beſtimmt auszuſprechen, ob die 
Bauunternehmer mit ihrem Geſuche ganz abzuweiſen, ob ihm unbedingt 
Statt zu geben, oder ob ſie auf eine beſtimmte Quantität, eine beſtimmte 
Gattung von Material oder auf eine beſtimmte Gegend, aus welcher das⸗ 
ſelbe allein entnommen werden darf, zu beſchränken ſind. Dieſe Entſchei⸗ 
dung iſt beiden Theilen zu eröffnen und den Bauunternehmern geeigneten 
Falles die ad 4. erwähnte Autoriſation, in welcher die etwanigen Maaßga⸗ 
ben auszudrücken find, zuzuſtellen. 

Sollten ſich die Grundbeſitzer bei der getroffenen Entſcheidung nicht beruhi⸗ 
gen wollen, worüber ſie jedoch binnen 24 Stunden nach Empfang derſelben 
dem Kreislandrathe Anzeige zu leiſten haben, ſo iſt ihnen zwar die Be⸗ 
ſchwerdeführung unbenommen, die Bauunternehmer ſind jedoch befugt, auf 
Grund der empfangenen Autoriſation ſofort zum Sammeln, Ausgraben und 
zu allen ſonſtigen vorbereitenden Operationen, zur Abfuhr ſelbſt jedoch nur 


alsdann zu ſchreiten, wenn ſie zuvor ausdrücklich die Verbindlichkeit über⸗ 


nommen haben, im Falle einer abändernden Entſcheidung den Grundbeſitzer 


durch Wiedergewährung der ihm in der Zwiſchenzeit entzogenen Materialien 


in natura zu entfchädigen- Der Kreislandrath bat daher die Bauunterneh⸗ 
mer von jeder Beſchwerde-Anmeldung ſofort in Kenntniß zu ſetzen, ihre 
Erklärung hierüber zu erfordern und nach Maßgabe derſelben den betheilig⸗ 
ten Grundbeſitzer mit weiterer Anweiſung zu verſehen. Zur Erfüllung 
diesfälliger Verpflichtungen können die Bauunternehmer erforderlichen Bald 
crecutiviſch eingehalten werden. f 


Die Koſten der Behufs der landräthlichen Entſcheidung anzuſtellenden Un⸗ 
terſuchungen durch Sachverſtändige und alle ſonſtigen baaren Auslagen ha⸗ 
ben die Bauunternehmer mit Vorbehalt ihrer etwanigen Erſtaztungs⸗An⸗ 
ſprüche vorzuſchießen. 

Die in der Beſchwerde⸗ Inftanz entſtandenen derartigen Koſten ſind 
dagegen von demjenigen Theile herzugeben, durch deſſen Anträge dieſelben 
veranlaßt werden. 

Ai r 12. Zu dem 
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12. Zu dem den Bauunternehmern in allen Fallen obliegenden Erſatze bir 10 
Lande zugefügten Schadens gehört inſonderheit auch das le Ze 
Ebenen der zum Stein⸗ und Kiesgraben gemachten eee da 
dieſelben, wenn fie darin fäumig fein ſollten, durch Exekution iesch, 1 
find. Werden dem Lande anderweitige, in ähnlicher Weiſe nicht wie 80 As 
zuſtellende Beſchädigungen zugefügt, über deren Betrag zwiſchen TS 911 
unternehmern und dem Grundbeſitzer keine Einigung Statt findet, jo d u 
die Landräthe denſelben durch Sachverſtändige abſchähen zu laſſen. I 
der eine oder der andere Theil ſich hiebei indeſſen nicht beruhigen, fo bleibt 
ihm zwar der Rechtsweg unbenommen, die Bauunternehmer find aber unter 
allen Umftänden verbunden, die ermittelte Entſchädigungs⸗Summe bei der 
Gerichtsbehoͤrde niederzulegen. N 

13. unter Beobachtung vorſtehender Beſtimmungen ſind die Landräthe eben ſo 
befugt als verpflichtet, den Bauunternehmern bei Ausübung der in Rede 
ſtehenden Befugniß den nöthigen polizeilichen Beiſtand zu leiſten. 

Marienwerder, den 21ſten Februar 1844. 


Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


rungs- Geſellſchaft für die Bewohner des platten La 


Marienwerder, den 14ten Februar 1844. 
Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


X. Da die Pockenkrankheit unter den Schafen zu Nowinny, Flatowſchen 
Kreiſes, bereits aufgehört hat, To wird die deshalb am (ten Dezember v. J. ops 
geordnet geweſene Sperre wieder aufgehoben. 

Marienwerder, den 16ten Februar 1844. e 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


XI. In der für die Ausbildung geographiſcher Kupferſtecher Sei EH 
geographiſchen Kunſtſchule zu Potsdam beginnt am Iſten April ge 
ein neuer Gurſus, zu dem die Anmeldungen bis dahin entgegen genommen werden. 


dacleich wird hiermit bekannt gemacht, daß zu dem gedachten Termine eine Frei⸗ 


ſtelle offen wird, bei deren Verleihung jedoch, außer dem Nachweis der Bedürf. 
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tigkeit, nur auf entſchieden ausgeſprochenes Talent Rückſicht genommen werden 
kann. Auf portofreie Anfragen ertheilt der Unterzeichnete nähere Auskunft. 


Pots dam, den 20ſten Januar 1844. 


Dr. Heinrich Berghaus, 
. Profeſſor und Direktor der geographiſchen Kunſtſchule. 
Sicherheits, XII. Der Knecht Mathias Modrzejewski aus Sypniewo, Flatower Kreiſes, 
Polizei. iſt wegen vorſätzlichen Hütens auf fremden Wieſen von uns zur Kriminalunterſu⸗ 
chung gezogen worden; er hat ſich aber vor Beendigung dieſer Unterſuchung im 

Monat Juni v. J. von Sypniewo heimlich entfernt. 

Die ſämmtlichen Königl. Polizeibehörden und die Gensd'armerie werden bed: 
wegen ergebenſt erſucht, auf den Mathias Modrzejewski zu vigiliren, ihn im Be⸗ 
tretungsfalle ſogleich zu verhaften und uns davon Nachricht zu geben. 

Der Mathias Modrzejewski iſt ein Sohn der Michael und Anna gebornen 
Maſiak Modrzejawskiſchen Eheleute, zu Sikorz am Aten Januar 1818 geboren, alſo 
25 Jahr alt, katholiſchen Glaubens, von mittler Statur, und beſonders dadurch 
kenntlich, daß er ſtark am Kopfgrind leidet. 

Vandsburg, den Sten Februar 1844. 


Patrimonialgericht Sypniewo. 

XIII. Der laut Amtsblatt pro 1843 Nro. 42. pag. 289, verfolgte Tuch⸗ 
machergeſelle Carl Ferdinand Jacob iſt wegen Bettelei in der Landarmen: Anftalt 
in Neuſtettin zwei Monate eingeſperrt geweſen, und nach der Entlaſſung unterm 
18ten Dezember 1843 mittelſt beſchränkter Reiſeroute hierher gewieſen, jedoch 
bis jetzt nicht eingetroffen, weshalb auf denſelben wiederholt aufmerkſam or: 
macht wird. 

Biſchofswerder, den 20ſten Februar 1844. 


Der Magiſtrat. 


Perſonal⸗ XIV. Die durch das Ableben des Dekans Kwiatkowski erledigte katholiſche 
Chronik. Pfarrſtelle zu Gr. Schönwalde iſt durch den Pfarrer Jelenski aus Schwenten 
wieder beſetzt worden. 


Die Kaufleute Osmitius und Anſpach und der Bäckermeiſter Siebert 
find zu unbeſoldeten Rathmännern in Mewe gewählt und beſtätigt worden. 


Die Verwaltung der erledigten Chauſſeegeld⸗Erheberſtelle zu Peterswalde bei 
Schlochau im Hauptamts⸗Bezirk von Jaſtrow, iſt dem Hauptmann a. D. v. Ru⸗ 
minski auf Kündigung übertragen. 


- 1 — 


r-Auſſeher nach Rie⸗ 


hor⸗ iſt als Steue 
Der Thor⸗Kontroleur Kuhnke in Elbing iſt al als Thor⸗ Kontroleur 


ſendurg, und der Steuer⸗Aufſeher Schmidt in Rieſenburg 

nach Elding verſetzt. ` 

„ Der invalide Feldwebel Krahnke ift als Salzwaͤrter bei der Faktopel zu 

Marienwerder angeſtellt. rl 
Der Grenz⸗Aufſeher Scheele zu Mettingen in Weſtphalen iſt als Steuer⸗ 

Auſſeher in Graudenz angeſtellt worden. f 


XV. Getreide- und Rauchfutter-Durchſchnitts⸗-Markt-Preiſe pro mense 
Januar 1844. 
Nach Berlinſchem Scheffel. 


1 
In den — . 
S t adten : Weizen Roggen Gerſte Hafer Ze 

Rtl. fo. pf.] Rtl. ſg. pf.] NE ſg. pf.] Rtlr. ſg. pf.] Rtl. ſg. pf. 

Biſchofswerder k 121— 1 3 —1 — 28 — 19 — 118 — 
Conitz NH — ——1 110 —— 23 3 — 18 7) 1 14 11 
Ohriſtburgg . 125 3 1 5 [ 28 6 — 17 5 111— 
Die. Crone S Be 9 — 27 Aal 20 1 10 — 
Culm rn e240 22 3] 1 94 
Dt. Eylau. 8 € Pk 2 8 26 91 — 18 al 1 13 — 
Flatow. r en 1220 
Freiſtadt. P 21.931 dh AM Lu FE 
Graudenz 126 Au 13 2 — 29 ST — 23 51 114 5 
oc . 20 U 1 "CHL 22 AL satt 8 
Marienwerder 1208 1 5 11 — 29 1) — 19 4] 117 9 
Mewe 2 122 — 1 7. 8 — 27 2] — al 1 8 3 
Neuenburg. 3 1234| 1 7 6 1 — —[— 2110, 1 14 10 
Rieſenburg. 5 118 10] 1 7 4] — 28 10] — 19 3] 11610 
Bieber — ER UL SH 1 4— 1——1— 18 64 — — — 
Schlochau 125 —] 1 10 ai — 26 100 — 17 8 115. 
„23 6 1 7 4 26 / 21 1 140 11 
Strasburg 0 2 128 7 Li 2817 6 123 4 
Thorn [124 2] 1 2 20 — 27 60 — 18 — 1311 
Saft Pe rt ee 56 
EEN EE — gen 
Durchſchnittiſch . J 1 22 7 J 2 — 7 0 19 5 114 2 
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In den 


Staͤdten: 


Biſchofswerder . 
o 


Chriſtburg . 112 — 9 
Dit. Crone 1 — — sf en 
Gm TE — — 1 — 8 
Dt. Eylau 189 e 5 EES KE 
Sltow. . ". w Je = sch — 9 
Freyſtade I — ern 
Grauden x ne. 114 11 — 10 
Lõ baus —— -[ 7 
Marienwerder Lisi 8 
Me we 8 
Neuenburg. (RA, En Dësch zt 8 
Hiefendug. :» . » 128 —] — 8 
Rofenberg .» cl 7 
Schlochau . — — 1-10 
Schwetz. frz —1— 9 
Strasburg. D ———1— 9 
Thorn. . 
Jaſtroww . „ red 
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Graue Kartoffeln 
Erbſen | pro Schfl. 


Rauchfutter 
Heu pro Stroh pro Schock 


Gentn. 
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